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Bebauungsplan "AUGENRIED III" 

Textliche Festsetzungen 

21.10.1975/ 
12.07.1976/ 
06.09.1983 

1. Planerische Festsetzungen (§ 9 (1) BBauG und BouNVO 1968) 

1.1 Art der baulichen Nutzung (Mischgebiet (MI) § 6 (1) (2) BauNVO) 

1 .2 Maß der buulichen Nutzung 
Zahl der Vol!gescho:;se (VGZ) 
Grundflächenzahl (GRZ) 
Geschoßflächenzahl (GFZ) 
Noch Einschrieben im Lageplan 

1 .3 Bnuweise 
s:IEintragung im Logeplan 

1 .4 Nebenanlogen 
Nebenanlogen nctch § 14 BouNVO sind nur innerhalb der Oberbaubaren 
Grundstücksfläche zugelassen. 

1.5 Stellung der baulichen Anlagen (§ 9 Abs.1 Nr. 1 b BBouG} 
Die als durchgezogene Pfeillinie festgelegte Hauptrichtung der Cebäude 
ist einzuhalten. 

1.6 C"(lra!Jen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 e und Nr. 4 BBauG in Verbindung mit 
§§ 69 u. 111 Abs. 1 LBO) 
Garagen sind nur in den überbaubaren Grundstücksflächen (§ 23 Abs.5 
BouNVO) und in den mit GA bzw. GGA und "EGA" bezeichneten Flächen 
zulässig. 

1.7 Höhcnlug<! der l>oulichen Anlage (§ 9 Abs.l Nr. 1 d BBouG) 
Die Erdgeschoßfußbodenhöhen sind im Bebauungsplan festgesetzt. 
Die unter Ziff.2.21 feslgesetze max. Firsthöhe ist dabei zu beachten. 

1.8 Versorgu"gsFlöchen {§ 9 Abs.l Nr. 5 BBouG u.§ 14 (2) BauNVO) 
15r;;tJ"7;:;""rörmstalion und Reglerstation für Gas sind entsprechend dem 
Planeinschrieb zu errichten. 

1. 9 Von der Bebauung freizuhaltende Flächen (Sichtflächen) 
(§9(ffi-;:;-:16-ilBouG, § lll (i}4LBO) 
Die im Plan eingezeichneten Sichtflächen 15;35 bzw. 10/90 sind von 
jed<:>r sichtbehindernten Nutzung und Bepflanzung freizuhalten. Sträucher 
und Hecken dürfen eine Höhe von 0, 70 m über Fahrbahn nicht überschreiten. 

1.10 Die mit Leitunnsrecht zu belastende Fläche (§ 9 Abs.l Nr.ll BBouG) 
Die mit leitungsrecht Festgelegten Flächen werden zugunsten der Gemeinde 
belastet. 
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1.11 Pflanzgebot (§ 9 (1) 15 ßBau G) 
Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind als Freiflächen zwischen 
der Bebauung durch Einzelbäume, Baum-und Buschgruppen im Sinne der 
Planeinzeichnungen zu gliedern; siehe Grünordnungsplan. 

2. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (§111 LBO) 

Gar.1gen und Stellplätze 
sind innerhalb der überbaubaren Grundstücbflöche mit einem Stauraum 
von mind. 5, 5 m zu errichten. Ein Abschluß des Stauraumes zum Straßen­
raum ist nicht zulässig. 

\ 

Die Garagen bergseilig der Friedrichstraße sind ins Hauptgebäude zu 
integrieren oder als erdüberdeckte Garagen innerhalb des Baustreifens 

c zu erstellen. Talseilig der Augenriedstraße sind die Garagen in den Bau-
,c körper einzubeziehen soweit im Planteil keine Gemeinschaftsgaragen aus-

gewiesen sind. Für die Hauptwohnung sind 2 Stellplätze und für evtl. 
Einliegerwohnungen jeweils 1 Stellplatz nachzuweisen. (§ 69(2) u.111 (2) 
(3)LBO). Im übrigen gelten die Richtwerte nach dem Garagenerlaß. 

Abweichend von § 7 Abs.3 LBO können oufgrund § 22 Abs.4 BauNVO 
Garagen als Grenzbau in einem der seitlichen Grenzabstände auch 
über 2,50 m Höhe errichtet werden, sofern sie in die Dachfläche des 
Hauptgebäudes einbezogen sind. 

CÄußere Gestaltung der baulichen Anlagen (§ 111 LBO) 

2.2.1 Dachform 

vorgeschrieben sind: 
a) Satteldächer (siehe Einschrieb im Plan) 

b) Flachdächer, kombiniert mit Pultdächern, wobei die Pultdächer' 
max. 60 % der darunterliegenden waagrechten Dachfläche be­
tragen darf. Die Gefällerichtung der Pultdächer ist im Plan 
eingetragen. Die Neigung der Pultdächer beträgt 22 - 25°. 
Die Firsthöhe bei den Pultdächern darf max. 3,50 m betragen. 
Bergscitig darf das Pultdach mox. 70 '?{> der gesamten Haus­
länge betrogen, es muß jedoch eine Verkür:.:::ung des Pultdaches 
zum durunterliegenden Geschoß von mind. 3,50 m er1tstehen. 
Der Schnittpunkt von Hausgrund und Dachhaut (gemessen vom 
EG-Fußboden aus) darf max. 3, 45 m betragen. 
{siehe Schema Grundriß und Schema Schnitt). 

2.2.2 Firsthöhe 

Die Firsthöhe bei geneigten Dächern darf max .3, 50 m betrogen. 

2.2.3 Dachaufbauten 

Dachaufbuuten werden bei geneigten Düchern nicht zugelassen. 

/3 



.. 

''· \ 

2.2.4 

2.2.5 

- 3 -

Dachterrassen 

Bei den Gebäuden mit Satteldach ist eine giebelseifige Dach­
terrasse möglich. Die max. Auskragung darf 1,0 m nicht über­
schreiten. 

Dachraumausbau 

Der Ausbau des Dachraumes ist im Rahmen des Gesetzes möglich. 

2.3 Materialien 

2.4 

Die Dachdeckung hat mit dunklen Flachdachpfannen zu erfolgen. Für die 
giebelseifige Verkleidung des Dachgeschosses ist dunkles Material zu ver­
wenden. Die Farbgebung der Gebäude ist im Einvernehmen mit der Geneh­
~igungsbehörde zu klären. Sie muß in den einzelnen Gruppen aufeinander 
abgestimmt sein. Grelle, weiße und auffallende helle Farben sind zu ver­
meiden. Ein Farbgestaltungsplan der einzelnen Gruppen wäre wünschens­
wert. 
Im Bereich der Flste. Nm. 5680/15-21 hat die Dachdeckung mit roten bis 
rotbraunen Flachdachpfannen zu erfolgen. 

Gestaltung nicht überbaubarer Flächen 

Siehe Grünordnungsplan 

2. 5 Gehwegabgrenzungen 

Entlang der Grenze zum öffentlichen Gehweg müssen Stellplatten versetzt 
werden. Dieser Anschluß muß spätestens bis zum Ausbau der C-ehwege her­
gestellt sein, auch dann, wenn das Grundstück noch nicht überbaut wird. 

2. 6 Stützmauern 

2.7 

2.8 

2.9 

Siehe Grünordnungsplan 

Geländeschnitte 

Mit dem Baugesuch sind 2 Geländeschnitte einzureichen, und zwar jeweils 
entlang der Giebelseiten des Gebäudes. Die Schnitte müssen sich jeweils 
von der Grundstücksgrenze bis zur Straßenachse erstrecken. Weitere 
Schnitte können, soweit diese zum Beurteilen des Vorhabens erforderlich 
sind, von der Baurechtsbehörde verlangt werden. 

Versorgungsleitungen (111 Abs. 1 Ziff. 4 LBO) 

Alle Versorgungsleitungen im Gebiet des Bebauungsplanes sind zu verkabeln. 

Antennen 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird nur eine Gemeinschaftsantenne 
zugelassen. 
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SCHEMAGRUNDRISS 

.. DACHDRAUFSI CHT" 

SCHEMASCHNITT 

-

BEILAGE ZUM TEXTTEIL PI<T 2.2]_ · 
GEF: OKT 75 m. sp 


